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Gefe8- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


re N 


(Nr. 4648.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der unter dem Namen: „Stet⸗ 
tiner Maſchinenbau-Aktiengeſellſchaft Vulcan“ mit dem Domizil in Stet⸗ 
tin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 9. März 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 
fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Stettiner Maſchinenbau-Aktiengeſellſchaft Vulcan“, deren Sitz 
in Stettin ſein ſoll, und die Zwecke hat: \ 
a) die Uebernahme, Erweiterung und den Betrieb der von Fruͤchtenich und 
Brock in Bredow bei Stettin errichteten Maſchinenfabrik in Verbindung 
mit Eiſen⸗ und Metallgießerei, Keſſelſchmiede, Schiffbauerei u. ſ. w., 
b) die Anlage und den Betrieb von Eiſenwerken und Trockendocks, ſowie 
die Anlegung und Betreibung einer Fabrik zur Herſtellung von Lokomo⸗ 
tiven und den Betrieb eigener Schiffe fuͤr die beſonderen Zwecke des 
Etabliſſements, und 
e) Handel mit den zur Herſtellung ihrer Fabrikate erforderlichen Rohſtoffen 
f und mit allen zu ihrem Geſchaͤftskreiſe gehörigen Fabrikaten, 
auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem in dem 
notariellen Akte vom 29. Januar d. J. feſtgeſtellten und vereinbarten Geſell⸗ 
ſchaftsſtatute Unſere landesherrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. 
Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem erwaͤhnten notariellen Akte vom 
29. Januar d. J. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute des Sta⸗ 
tuts durch die Geſetz- Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Regie⸗ 
rung zu Stettin zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. - 5 5 
Gegeben Charlottenburg, den 9. Maͤrz 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1857. (Nr. 4618) 29 Statuten 


Ausgegeben zu Berlin den 17. April 1857. 
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Statuten 


der 


Stettiner Maſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft Vulcan. 


d Titel I. 
Bildung, Sitz, Dauer und Zweck der Geſellſchaft. 


H. 15 


Unter dem Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung wird eine Ak⸗ 
tiengeſellſchaft in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 9. November 1843. unter 
der Firma: 


„Stettiner Maſchinenbau-Aktiengeſellſchaft Vulcan“ f 
errichtet. g i 
| H. 2. 

Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Stettin. 


H. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre beſtimmt, von dem 
Tage der landesherrlichen Genehmigung an gerechnet. Die Generalverſamm⸗ 
lung kann eine Verlängerung über dieſe Friſt hinaus nach dem im H. 40. vor⸗ 
geſchriebenen Modus beſchließen; jedoch unterliegt dieſer Beſchluß der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung. 


4 


H. 4. 


Der Zweck der Geſellſchaft iſt die Uebernahme, großartige Erweiterung 

und der Betrieb der von den Herren Fruͤchtenich und Brock zu Bredow bei 

Stettin im Jahre 1851. errichteten und ſeit der Zeit von denſelben betriebenen 
Maſchinenfabrik in Verbindung mit Eiſen⸗ und Metallgießerei, Keſſelſchmiede 
und ee u. ſ. w. 

Die Geſellſchaft iſt berechtigt, mit den zur Herſtellung ihrer Fabrikate 
erforderlichen Rohſtoffen, ſowie mit allen zu ihrem Gene e gehn 
Fabrikaten Handel zu treiben, dieſelben zu kaufen und zu verkaufen. Zu den 
zur Erreichung der Geſellſchaftszwecke erforderlichen und der Geſellſchaft ge: 
ſtatteten Geſchaͤften gehört auch die Anlage und der Betrieb von Eiſenwerken 
05 e n Da die ben 1 Betreibung einer Fabrik zur Her⸗ 

ellung von Lokomotiven und der Betrieb eigener Schiffe fuͤr di 
Zwecke des Etabliſſements. 3 ae e 

Titel 
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Titel II. 
Grundkapital, Aktien, Aftionaire, 


H. 5. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht aus Einer Million Thalern 
Preußiſch Kurant, getheilt in fuͤnftauſend Aktien, von zweihundert Thalern jede. 


H. 6. 


Die Aktien werden auf jeden Inhaber lautend ausgefertigt, ſie 
muͤſſen mit einer laufenden Nummer verſehen und wenigſtens von zwei Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsrathes unterzeichnet ſein; ſie werden in ein Stamm⸗ 
regiſter eingetragen. Mit jeder Aktie werden fuͤr einen Zeitraum von fuͤnf 
Jahren Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht, s 
welche nach Ablauf von fuͤnf Jahren durch neue erſetzt werden. 

Das Schema der Aktien, der Dioidendenſcheine und Talons iſt sub 
va Litt. A. hier beigefügt. 


H. 7% 


Die Einzahlung der Aftienbeträge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe der Ge- 
ſellſchaft in Raten von zehn bis fünf und zwanzig Prozent jedesmal zu dem 
von dem Verwaltungsrathe nach H. 11. bekannt zu machenden Termine. — 
Dieſe Bekanntmachung muß aber dem Zahlungstermine wenigſtens vier Wochen 
vorhergehen. Die erſte Zahlung von mindeſtens zehn Prozent wird ſofort nach 
erfolgter landesherrlicher Genehmigung geleiſtet und waͤhrend des erſten Jahres 
werden uͤberhaupt mindeſtens vierzig Prozent des emittirten Aktienkapitals 
eingezahlt. f 

a Der Zeichner der Aktie haftet fuͤr puͤnktliche Einzahlung der erſten vier⸗ 
zig Prozent des Nominalbetrages in dem Maaße, daß er von dieſer Verpflich⸗ 
tung weder durch Uebertragung ſeines Anrechts auf einen Dritten ſich befreien, 
noch Seitens der Geſellſchaft entbunden werden kann. 

Nach Einzahlung von vierzig Prozent iſt eine Uebertragung der aus den 
geleiſteten Zahlungen entſpringenden Rechte und Verbindlichkeiten an einen 
Dritten zulaͤſſig, bewirkt aber die Befreiung des Cedenten von jeder weiteren be— 
zuͤglichen Zahlungsverbindlichkeit nur in dem Falle, wenn der Verwaltungsrath hierzu 
ſeine Einwilligung ertheilt hat. Wer innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt die 
Zahlung nicht leiſtet, verfaͤllt zu Gunſten der Geſellſchaft in eine Konventional⸗ 
ſtrafe von einem Fuͤnftel des ausgeſchriebenen Betrages. Wenn innerhalb zweier 
Monate nach einer erneuerten Aufforderung die Zahlung noch nicht erfolgt, ſo 
iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen 
und die durch die Ratenzahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung 

dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien fuͤr ver⸗ 
nichtet zu erklaͤren. ö 
(Ar. 4648.) 29 Eine 
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Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch 
oͤffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Interimsſcheine 


(H. 8.). An die Stelle der auf dieſe Weiſe ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen 


von dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. 


N 8 — 


Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 
Quittungen ertheilt und nach Einzahlung des vollen Betrages gegen die Aktien⸗ 
Dokumente ausgewechfelt, 53 ö 


H. 9. 


Die Mortifikation verlorener oder vernichteter Aktien, Interimsquittun⸗ 
gen und Talons erfolgt nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. Die 
erforderlichen Bekanntmachungen werden jedenfalls auch durch die im H. 11. 
des Statuts bezeichneten oͤffentlichen Blaͤtter erlaſſen. Nach rechtskraͤftig er⸗ 
kannter Mortifikation hat der Verwaltungsrath neue Dokumente auszuferti⸗ 
gen und das Stammregiſter durch Eintragung des Datums des Mortifikations⸗ 
Urtheils zu berichtigen. Ein oͤffentliches Aufgebot und eine Mortifikation von 
Dividendenſcheinen iſt, auch in Verbindung mit der Mortifikation der Aktie 
ſelbſt, nicht zuläffig; demjenigen jedoch, welcher den Verluſt von Dividenden⸗ 
ſcheinen vor Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt bei dem Verwaltungsrathe anmeldet 
und den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, ſoll nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenſcheine gegen Quit⸗ 
tung ausgezahlt werden. 


$% 40, 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus ift der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen Fall der 
im H. 7. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


H. 11. 


Alle oͤffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen durch den 
Preußiſchen Staats⸗Anzeiger zu Berlin, außerdem durch die in Stettin erſchei⸗ 
nende Oſtſee⸗ und Norddeutſche Zeitung. Geht eine dieſer Zeitungen ein, fo 
ſoll die Veroffentlichung in den übrig bleibenden Blättern fo lange genuͤgen, 
bis die naͤchſte Generalverſammlung an die Stelle des eingegangenen Blattes 
ein anderes Geſellſchaftsblatt mit Genehmigung der Koͤniglichen Regierung be⸗ 
ſtimmt hat, welches durch die etwa uͤbrig bleibenden Gefellfchaftsblätter Dein 
au machen iſt. Die Königliche Regierung kann, wenn ſie es erforderlich half, 
beſtimmen, welche Blaͤtter an die Stelle der oben genannten treten ſollen. 

Die Verfügung iſt durch die Geſellſchaftsblaͤtter, durch das 1 

f er 


we 
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der Königlichen Regierung zu Stettin und durch die Amtsblaͤtter derjenigen 


Königlichen Regierungen zu veroͤffentlichen, in deren Bezirken die Geſellſchafts⸗ 
blaͤtter erſcheinen. 


Titel III. 
Von der Direktion. 
42, 
Die Direktion befteht aus zwei Direktoren, von denen mindeſtens der 


eine ein bewaͤhrter Techniker ſein muß. 
Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach außen hin allein und voll⸗ 


ſtaͤndig, namentlich auch bei gerichtlichen Verhandlungen und in den Faͤllen, 


wo nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. Die Direktoren 
fuͤhren nach Maaßgabe der ihnen vom Verwaltungsrathe zu ertheilenden In⸗ 
ſtruktionen die Geſchaͤfte der Geſellſchaft. N 

Bei Abweſenheit eines der Direktoren und in ſonſtigen Verhinderungs⸗ 
fällen erfolgt die Vertretung deſſelben durch einen vom Verwaltungsrathe aus 
ſeinen Mitgliedern zu ernennenden Stellvertreter oder auch durch den vom Ver⸗ 
waltungsrathe zu beauftragenden Buchhalter oder Kaſſirer. Ueber die ge- 
ſammte Geſchaͤftsfuͤhrung erhaͤlt die Direktion vom Verwaltungsrathe eine In⸗ 
ſtruktion, von welcher ſie nicht abweichen darf und fuͤr deren Befolgung ſie 
verantwortlich iſt. Dieſe Inſtruktion iſt jedoch nur zwiſchen den Mitgliedern 
der Direktion, des Verwaltungsrathes und der Geſellſchaft als ſolcher, nicht 
aber dritten Perſonen gegenüber wirkſam. Den letzteren kann die Behauptung 
einer Verletzung jener Inſtruktion mit Erfolg nicht entgegengeſtellt werden. 

Die Direktion zeichnet unter der Firma: „Direktion der Stettiner Ma⸗ 


ſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft Vulcan.“ 


Alle Ausfertigungen der Direktoren beduͤrfen zu ihrer Guͤltigkeit der 
Unterſchrift beider Direktoren reſp. ihres Stellvertreters. 

Die Direktoren werden von dem Verwaltungsrathe durch abſolute Stim⸗ 

menmehrheit gewaͤhlt. Wird letztere durch die erſte Abſtimmung nicht erreicht, 
ſo werden die drei Kandidaten und demnaͤchſt event. die zwei Kandidaten, welche 
die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl gebracht; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
Die Wahlhandlung erfolgt zu gerichtlichem oder notariellem Protokolle, 
und ein auf Grund des Wahlprotokolles auszuſtellendes gerichtliches oder no= 
tarielles Atteſt bildet die Legitimation der Direktion. Die gewaͤhlten Direkto⸗ 
ren, ingleichen die Namen der zu ihrer Vertretung zu berufenden Perſonen, 
find öffentlich bekannt zu machen ($. 11.). Das Gehalt der Direktoren, wel⸗ 
ches auch zum Theil in einem Antheile am Reingewinne beſtehen kann, und 
die etwanigen beſonderen Anſtellungsbedingungen beſtimmt der Verwaltungs⸗ 
rath, welcher auch den Anſtellungskontrakt vollzieht. 


(Nr. 4648.) H. 13. 
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$ 13. 


Die Direktoren haben eine berathende Stimme im Verwaltungsrathe. 


9. 14. 


Die Direktoren muͤſſen jeder mindeſtens funfzehn Aktien der Geſellſchaft 
beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft 
hinterlegt und duͤrfen, ſo lange die Funktionen der Eigenthuͤmer dauern, weder 
veraͤußert noch uͤbertragen werden. 5 

Der Verwaltungsrath hat nach ſeinem Ermeſſen zu beſchließen, ob von 
den Direktoren noch eine anderweitige Kaution geſtellt werden foll, 


H. 15. 


Die durch den Verwaltungsrath ausgeſprochene Entſetzung der Direkto⸗ 
ren (H. 17.) wegen Verletzung ihrer Dienſtpflichten, ſowie wegen grober Fahr: 
laͤſſigkeit, hat zur Folge, daß alle denſelben vertragsmaͤßig gewährten Anſpruche 
an die Geſellſchaft auf Beſoldung, Entſchaͤdigungen, Gratiſikationen und an⸗ 
dere Vortheile für die Zukunft von ſelbſt erloͤſchen. Dies iſt in den Dienſtver⸗ 
trag mit aufzunehmen. Zur Entſetzung der Direktoren iſt der einſtimmige Be⸗ 
ſchluß von ſieben Mitgliedern des Verwaltungsrathes erforderlich; wenn ein 
ſolcher Beſchluß durch eine geringere Anzahl von Mitgliedern des Verwal⸗ 
tungsrathes gefaßt iſt, fo bedarf er der Beſtaͤtigung durch die Generalver⸗ 
ſammlung. 


$. 16, 


Die Direktion ernennt und entlaͤßt alle Techniker, Beamte und Arbeiter 
der Geſellſchaft, mit alleiniger Ausnahme des Buchhalters und des Kaſſtrers; 

ſie beſtimmt alle Gehaͤlter und Loͤhne, doch beduͤrfen Gehaͤlter von mehr als 

zwoͤlfhundert Thalern jährlich der Beſtaͤtigung des Verwaltungsrathes. 


Titel IV. 
Von dem Verwaltungs rathe. 


$. 47. 


Der Verwaltungsrath regelt den Geſchaͤftsbetrieb und uͤbt die Kontrole 
über die geſammte Geſchaͤftsfuͤhrung der Direktion, kann zu jeder Zeit in ſei⸗ 
ner Geſammtheit oder durch einen Kommiſſarius die Bücher, Papiere und Rech⸗ 
nungen der Geſchaͤftsverwaltung einſehen, Kaſſen- und andere Reviſionen vor: 
nehmen und über alle Geſchaͤfte genaue Auskunft erfordern. Der Verwal⸗ 
tungsrath beſchließt und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des Statuts uͤber alle 

8 An⸗ 


= 


Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Beſchlußnahme der 
Generalverſammlung vorbehalten find; namentlich beſtimmt er uͤber die Anle⸗ 
gung der disponiblen Fonds und normirt die Hoͤhe der zu bewilligenden oder 
in Anſpruch zu nehmenden Kredite, ſoweit fie die Summe von dreitaufend Tha⸗ 
lern fuͤr jeden einzelnen Fall uͤberſchreiten, bis zu welchem Betrage auch der 
Direktion dieſe Befugniß zuſteht. Ueber die Kontrahirung eigentlicher Dar⸗ 
lehne bleibt dagegen die Beſchlußfaſſung der unter Bekanntmachung dieſes 
Zwecks einzuberufenden Generalverſammlung vorbehalten. 

Der Verwaltungsrath entſcheidet uͤber die Erwerbung und Veraͤußerung 
von Immobilien, uͤber Neubauten, ſowie uͤber Plan und Umfang neuer Ein⸗ 
richtungen, inſofern dadurch die Summe von vierzigtauſend Thalern nicht uͤber⸗ 
ſchritten wird. Zur Ueberſchreitung dieſes Maximums iſt der Beſchluß der 
unter Bekanntmachung dieſes Zwecks einzuberufenden Generalverſammlung er⸗ 
forderlich. Der Verwaltungsrath entfcheidet ferner über bauliche Reparaturen 
und über den Ankauf von über den Bedarf des laufenden Betriebes hinaus 
anzuſchaffendem Material. Er hat von den durch die Direktion innerhalb der 
ihr durch die Inſtruktion zu ertheilenden Befugniß abgeſchloſſenen Vertraͤgen 
Einſicht zu nehmen und dieſelben, falls dadurch die Inſtruktion uͤberſchritten 
ſein ſollte, nach Befinden nachtraͤglich zu beſtaͤtigen; er pruͤft die jaͤhrlichen 
Rechnungsabſchluͤſſe und giebt der Direktion Decharge, nachdem er ſelbſt von 
der Generalverſammlung dechargirt iſt. 

Der Verwaltungsrath ernennt und entlaͤßt die Direktoren und beſtimmt 
ihre Amtsdauer, die Gehälter event. Kautionen durch zu ſchließende Verträge; 
ebenſo ernennt und entlaͤßt er den Buchhalter und den Kaſſirer der Geſellſchaft 
nach eigenem Ermeſſen und beſtimmt deren Gehaͤlter reſp. Kautionen. 

Der Verwaltungsrath hat auch beſonders daruͤber zu wachen, daß das 
Intereſſe der Geſellſchaft ſtets durch genuͤgende Verſicherung aller betreffenden 
Gegenſtaͤnde gegen Feuersgefahr vollſtaͤndig gewahrt werde. g 

Fuͤr genau beſtimmte Funktionen kann der Verwaltungsrath ein einzelnes 
Mitglied oder mehrere gemeinſchaftlich aus feiner Mitte als Kommiſſarien 
ernennen. 


§. 18. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus acht Mitgliedern und wird zuerſt nach 
den Beſtimmungen des F. 19. dieſes Statuts gebildet, ſodann aber von der 


Generalverſammlung durch Wahl gemäß F. 34. ernannt, reſp. ergänzt. 


Die Wahlhandlung erfolgt zu gerichtlichem oder notariellem Protokolle, 
und ein auf Grund der Wahlverhandlung auszuſtellendes gerichtliches oder 
notarielles Atteſt bildet die Legitimation des Verwaltungsrathes. Die Funktion 
der Mitglieder deſſelben dauert vier Jahre; jaͤhrlich, Soweit für den erſten Turnus 
im H. 19, nicht anders beſtimmt iſt, ſcheiden zwei Mitglieder aus dem Verwal⸗ 
tungsrathe aus. Die Reihenfolge des Ausſcheidens regelt ſich nach dem Dienſt⸗ 
alter. Die Generalverſammlung waͤhlt ihre Nachfolger durch geheime Abſtim⸗ 
mung. Daruͤber, welche Mitglieder in den Jahren auszuſcheiden haben, fo 
lange der Turnus noch nicht feftfteht, wird durch das Loos beſtimmt. Die 

(Ar. 4648.) a Aus⸗ 
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Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar und die Namen der Gewaͤhlten durch die 
im H. 11. benannten Zeitungen oͤffentlich bekannt zu machen. 5 


§. 19. 


Fuͤr die Dauer der erſten vier Jahre bilden die Gründer der Geſell— 
ſchaft, namentlich die Herren Ferdinand Brumm, Auguſt Euchel, Paul Gutike, 
L. Hinderſin, C. Metzenthin, Wilh. Schlutow, Werner Siemens und Guſtav 
Wellmann den Verwaltungsrath. Nach Ablauf dieſes Zeitraums beginnt das 
Ausſcheiden aus demſelben nach H. 18., zunächſt von zwei Mitgliedern. Die 
erſte theilweiſe Erneuerung des Verwaltungsrathes findet demnach in der ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung des Jahres 1861. ſtatt. 1 


H. 20. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens funfzehn Aktien 
beſitzen oder erwerben; die Dokumente dieſer Aktien werden in das Archiv der 
Geſellſchaft hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des Inhabers als 
Verwaltungsrath dauern, unveraͤußerlich. 


H. 21. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Stellvertreter deſſelben. Die Namen des Vorſitzenden und des Stellver— 
treters werden oͤffentlich bekannt gemacht (F. 11.). Ihre Funktionen in dieſer 
Eigenſchaft dauern ein Jahr; ſie ſind nach Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. 
Sollten beide verhindert ſein, einer Sitzung des Verwaltungsrathes beizuwohnen, 
ſo uͤbernimmt das nach Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. 


F. 22. 


Kommt in a ene Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 

Verwaltungsrathes zur Erledigung, ſo wird dieſelbe vorlaͤufig fuͤr die Dauer 

bis sur nächften Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe beſetzt. Die 
Wahlhandlung erfolgt zu gerichtlichem oder notariellem Prokokolle, und ein auf 
Grund der Wahloerhandlung auszuſtellendes gerichtliches oder notarielles Atteſt 
bildet die Legitimation des Gewaͤhlten, deſſen Namen durch die im H. 11. be⸗ 
nannten öffentlichen Blaͤtter bekannt zu machen iſt. Die definitive Wiederbe— 
ſetzung erfolgt durch Wahl der Generalverſammlung. Das auf dieſe Weiſe 
gewählte Mitglied ſcheidet an dem Termine aus, an welchem die Dauer der 
Funktionen ſeines Vorgängers aufgehört haben würde, Bis zu der im H. 19. 
beſtümmten erſten theilweiſen Erneuerung ergänzt der Verwaltungsrath ſich ſelbſt. 


H. 23. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich zu Stettin oder am Orte der ge 
| werb- 


} 
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| a werblichen Etabliſſements der Geſellſchaft ſo oft, als er es fuͤr dienlich erachtet, 


an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Vorſitzenden, welche dieſer auch 
erlaſſen muß, wenn drei Mitglieder des Verwaltungsrathes bei ihm darauf 
antragen, in der Regel mindeſtens einmal monatlich, um von dem Gange der 
Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und das Erforderliche zu beſchließen. Auch 
muß der Verwaltungsrath auf Antrag der Direktion durch den Vorſitzenden 
zuſammenberufen werden. 

Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit _ 
überwiegt die Stimme des jedesmaligen Vorſitzenden ($. 21.). 

Zur Faſſung guͤltiger Beſchluͤſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens drei 
Mitgliedern erforderlich. Ueber jede Sitzung iſt ein Protokoll aufzunehmen 
und von den in derſelben anweſenden Mitgliedern zu vollziehen. 


§. 24. 

Fuͤr die der Generalverſammlung vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in 
den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung uͤber die auszufuͤhrenden Maaßregeln 
zugleich die Ertheilung der General- und Spezialvollmacht an den Verwal⸗ 
tungsrath, dieſe Beſchluͤſſe zu vollziehen oder vollziehen zu laſſen. 

H. 25. 

Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Vorſitzenden 
oder deſſen Stellvertreter in Gemeinſchaft mit einem anderen Mitgliede des 
Verwaltungsrathes, oder, inſofern einer der erſtgenannten Beiden verhindert iſt, 
von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes rechtsverbindlich unterſchrieben. 

H. 26. 


Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, außer dem 


i Erſatz für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen, für feine Muͤh⸗ 


waltung eine Tantieme von fuͤnf Prozent vom Reingewinn. Der Verwal⸗ 
tungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter ſeine Mitglieder feſt. 


Titel V. | 
Von den Generalverſammlungen. 


$. 27. 


Im zweiten Quartale jeden Jahres findet regelmaͤßig in Stettin eine 
ordentliche Verſammlung der Aktionaire der Geſellſchaft ſtatt. Die daran theil⸗ 
nehmenden Aktionaire haben ihre Aktien oder ein glaubwuͤrdiges Zeugniß über 
den Beſitz derſelben, gemaͤß der Aufforderung, welche der Verwaltungsrath zu 
Jahrgang 1857. (Nr. 4648.) 30 dieſem 


Bu 


dieſem Zweck erlaͤßt, ſpaͤteſtens drei Tage vor der Verſammlung bei dem von 


demſelben ernannten Kommiſſarius zu praͤſentiren. Auf Grund dieſer Praͤſen⸗ 
tation und nachdem die Aktien reſp. Zeugniſſe mit einem desfallſigen Vermerk 
verſehen ſind, werden die betreffenden Stimmkarten, welche zugleich als Legiti⸗ 
mation beim Eintritt in die Verſammlung dienen, ausgehändigt. Jedem Prä⸗ 
ſentanten einer Anzahl von Aktien wird nur Eine Stimmkarte über die jener 
Anzahl entſprechende Stimmenzahl ausgefertigt. Bei wiederholter Praͤſenta⸗ 
tion von Aktien zu gleichem Behuf durch ein und dieſelbe Perſon iſt die fruͤher 
ertheilte Stimmkarte zuruͤckzugeben, um bei Ausfertigung der neuen Karte wegen 
der Stimmzahl mit beruͤckſichtigt zu werden. Daſſelbe Verfahren, findet auch 
bei den außerordentlichen Generalverſammlungen ſtatt. 


§. 28. 


Der Verwaltungsrath beruft mittelſt oͤffentlicher Bekanntmachungen durch 
die im H. 11. erwähnten Zeitungen ſowohl die ordentlichen als die außerordent⸗ 
lichen Verſammlungen, letztere, wenn er es fuͤr dienlich erachtet, oder wenn 
wenigſtens zehn Aktionaire, welche zuſammen Inhaber von mindeſtens Eintauſend 
Aktien ſind, ſchriftlich darauf antragen. 

Die Bekanntmachung muß mindeſtens vier Wochen vor der Verſammlung 
geſchehen. Der Zweck der außerordentlichen Verſammlungen muß in der Ein⸗ 
berufung angegeben werden. 

In dringenden Fallen koͤnnen außerordentliche Generalverſammlungen 
von dem Verwaltungsrathe auch nach nur vierzehn Tagen vorhergegangener 
Bekanntmachung einberufen werden. Auch die außerordentlichen Generalver⸗ 
ſammlungen werden am Sitze der Geſellſchaft abgehalten. 


H. 29. 
Die innerhalb des Statuts gefaßten Beſchluͤſſe der Generalverſammlung 


find bindend für die nicht erſcheinenden Aktionaire, ſowie für den Verwal- 
tungsrath. 


H. 30. 


In der Generalverſammlung haben mit Ausſchluß der im H. 40. vor⸗ 


geſehenen Faͤlle die Inhaber von fuͤnf Aktien Eine Stimme, zehn Aktien zwei 
Stimmen, funfzehn Aktien drei Stimmen, und fuͤr jede weiteren fuͤnf Aktien 


Eine Stimme mehr, ſo daß der Inhaber von funfzig Aktien zehn Stimmen 
hat. Kein Aktionair darf, auch mit Hinzurechnung der Aktien ſeiner Macht⸗ 
geber, ein Stimmrecht von mehr als zwanzig Stimmen ausuͤben. 


H. 31, 


Ein jeder Aktionair kann ſich durch einen aus der Zahl der uͤbrigen 
Aktionaire gewaͤhlten Bevollmaͤchtigten vertreten laſſen. Moraliſche Perſonen 
i koͤnnen 


1 
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koͤnnen durch ihre verfaſſungsmaͤßigen Repraͤſentanten, Handlungshaͤuſer durch 
ihre Prokuratraͤger, Minderjaͤhrige oder andere Bevormundete durch ihre Vor⸗ 
muͤnder oder Kuratoren, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner und Wittwen durch 
ihre großjaͤhrigen Söhne vertreten werden, ohne daß dieſe Vertreter Aktionaire 
zu ſein brauchen. 


H. 32. 


Die Generalverſammlung, regelmaͤßig konſtituirt, ſtellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. Der zeitige Vorſitzende des Verwaltungsrathes fuͤhrt auch 
den Vorſitz in der Generalverſammlung und ernennt die Skrutatoren. Zu 
e koͤnnen weder Verwaltungsraͤthe noch Beamte der Geſellſchaft er⸗ 
nannt werden. 


In der ordentlichen Generalverſammlung werden die Geſchaͤfte in folgen⸗ 
der Ordnung verhandelt: 


1) Bericht des Verwaltungsrathes und der Direktion uͤber die Lage des 
Geſchaͤfts im Allgemeinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jah— 
res insbeſondere; 


2) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 


3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Verwaltungsrathes, 
ſowie uͤber die Anträge einzelner Aktionaire; letztere muͤſſen mindeſtens 
vierzehn Tage vor der Zeit der Verſammlung dem Verwaltungsrathe 
ſchriftlich eingereicht werden. Iſt dies ſpaͤter geſchehen, ſo bleibt es dem 
Ermeſſen des Verwaltungsrathes, der ſich deshalb mit den Direktoren 
zu verſtaͤndigen hat, uͤberlaſſen, jene Anträge in der gedachten ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung zur Beſchlußnahme zu ſtellen; i 


4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und 
rechtfindend dem Verwaltungsrathe Namens der Generalverſammlung 
die Decharge zu ertheilen. 3 

Die Generalverſammlung kann auf den ſchriftlichen Antrag von 
mindeſtens zehn Aftionairen, welche zuſammen Inhaber von mindeſtens 
fuͤnfhundert Aktien ſind, einzelne Mitglieder des Verwaltungsrathes, mit 
Einſchluß der im F. 19., ſowie der auf Grund des Schlußſatzes von 
H. 22. ernannten, aus bewegenden Gründen ihrer Stelle entheben. 


Alle anderen, der ordentlichen Generalverſammlung zur Beſchlußnahme 
vorzulegenden Gegenſtaͤnde, ſowie der Inhalt der sub 3. gedachten Antraͤge, 
ſollen wenigſtens acht Tage vor dem Verſammlungstage in den oͤffentlichen 
Blättern (F. 11.) bekannt gemacht werden. Anträge des Verwaltungsrathes 
aber koͤnnen, wenn dieſelben auch nicht gehoͤrig bekannt gemacht worden ſind, 
dennoch zur Berathung und Beſchlußfaſſung gebracht werden, wenn die Ma⸗ 
joritaͤt der Generalverſammlung ſich für deren Dringlichkeit entſcheidet, N 


(Nr. 4048.) 30* H. 33. 


ano) 


H. 33. 


Die außerordentliche Generalverfammlung beſchaͤftigt ſich nur mit Ge: 
genſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. 


§. 34. 


Mit Ausnahme der in den H. 3. und 40. bezeichneten Fälle werden 
die Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlung mit abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige des Vorſitzenden 
den Ausſchlag. 

Die Wahlen werden vermittelſt geheimen Skrutiniums vorgenommen. 
Ergiebt die erſte Abſtimmung keine abſolute Majoritaͤt, ſo werden die drei 
Kandidaten und demnaͤchſt event. die beiden Kandidaten, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl gebracht; bei Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet das Loos. — Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den 
Antrag von mindeſtens fuͤnf Aktionairen, muß auch uͤber andere Gegenſtaͤnde 
durch geheimes Skrutinium abgeſtimmt werden. 

Die Protokolle der Generalverſammlung werden vom Richter oder von 
einem Notar aufgenommen und von dem Vorſitzenden, den anweſenden Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsrathes, den anweſenden Direktoren und von denjeni⸗ 
gen Aktionairen, welche es wuͤnſchen, unterzeichnet. 


Tit. VI. 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


$. 35. 


Am 31. Dezember jeden Jahres wird von den Direktoren ein vollſtaͤn⸗ 
diges Inventarium über die Beſißzungen, Vorraͤthe und Ausſtaͤnde der Geſell-⸗ 
ſchaft aufgenommen, in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen und mit den 
Belägen dem Verwaltungsrathe zur Prüfung und Feſtſtellung vorgelegt. — Bei 
Aufſtellung des Inventars werden die Rohſtoffe und Materialvorraͤthe nach 
dem laufenden Werthe, die Halbfabrikate und Fabrikate aber nach dem auf 
den laufenden Werth der Rohſtoffe baſirten Fabrikationspreiſe berechnet. Dieſes 
Inventar bildet die Grundlage der ebenfalls durch die Direktoren zu entwerfen⸗ 
den und durch den Verwaltungsrath zu pruͤfenden und feſtzuſtellenden Bilanz 
des Geſchaͤftsvermoͤgens. Der Verwaltungsrath beſtimmt nach Anhörung der 
Direktoren alljährlich, welche Betraͤge dem Geſchaͤftsvermoͤgen, für im laufenden 
Jahre vorgenommene Neubauten, groͤßere Anlagen und ſonſtige Anſchaffungen von 
bleibendem Werthe als Aktivum feſtzuſetzen und ebenſo, wie viel von dem Werthe 
der Immobilien, Mobilien und Forderungen wegen deren Werthverringerung 
reſp. Unſicherheit abzuſchreiben iſt. Dieſe Abſchreibung darf bei Gebaͤuden 

b nicht 
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nicht weniger als, Ein Prozent, bei Maſchinen, Geraͤthſchaften und ſonſtigen 
Mobilien aber nicht weniger als drei Prozent durchſchnittlich betragen. Die 


aufgeſtellte Bilanz wird in den ſich aus . 11. ergebenden Blaͤttern innerhalb 
dreier Monate nach dem Schluß jeden Kalenderjahres oͤffentlich bekannt ge⸗ 


macht. 


H. 36. 


Der, nachdem die im H. 35. bezeichneten Zu- und Abſchreibungen vor⸗ 
genommen find, verbleibende Ueberſchuß der Aktiva uͤber die Paſſiva bildet den 
Reingewinn. 


H. 37. 


Der Verwaltungsrat beſtimmt, wie viel von dem erzielten Reingewinne 
unter die Aktionaire vertheilt werden ſoll; es ſollen jedoch mindeſtens zehn 
Prozent deſſelben zur Bildung eines Reſervefonds, zur Deckung außerordent⸗ 
licher Verluſte und zur Bildung eines Reſervebaufonds zuruͤckgelegt werden. 

Ueber die Verwendung des Reſervefonds und des Reſervebaufonds be= 
ſchließt der Verwaltungsrath, refp. verfügen bis zu einer beſtimmten Hoͤhe uͤber 
den Reſervebaufonds die Direktoren nach Maaßgabe der ihnen ertheilten In⸗ 


ſtruktion. 6 


Sobald der Reſervefonds zehn Prozent des emittirten Aktienkapitals er⸗ 
reicht hat, findet eine Vergrößerung deſſelben nicht mehr ſtatt, wohl aber, wenn 
er durch Deckung von Verluſten verringert ſein ſollte, eine Ergaͤnzung bis zu 
derſelben Maximalhoͤhe. 


$ 38. 


Die Dividenden können jährlich vom 1. Juli ab gegen Einlieferung der 
Dividendenſcheine in Stettin bei der Kaſſe der Geſellſchaft erhoben werden. 

Der Verwaltungsrath kann beſtimmen, ob dieſelben auch noch an ande⸗ 
ren Orten zur Erhebung kommen ſollen. Diejenigen Stellen, an welchen die 
Dividenden erhoben werden koͤnnen, ſind jedes Jahr oͤffentlich bekannt zu 


machen ($. 11.). 
§. 39. 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fünf Jahren von dem 1. Juli desjenigen Jahres ab gerechnet, an welchem die— 
ſelben zahlbar geſtellt ſind. 


Tit. VII. 
Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


H. 40. 


Von dem Verwaltungsrathe oder von Aftionairen, welche zuſammen 
(Ar, 4648.) + ein 
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ein Fuͤnftel der emittirten Aktien beſitzen, kann der Antrag auf Auflöfung der 
Geſellſchaft geſtellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber nur in einer beſonders dazu be⸗ 
rufenen Generalverſammlung durch eine Mehrheit von drei Viertel der durch 

die Anweſenden vertretenen Aktienzahl beſchloſſen werden. Daſſelbe gilt fuͤr 
die Falle, wenn der im F. 3. gedachte Beſchluß gefaßt, oder eine Erhoͤhung 


des Grundkapitals beſchloſſen werden ſoll. 


In dieſen drei Fallen iſt jeder Aktionair, gleichviel, wie viel Aktien er 
beſitzt, ſtimmberechtigt, und wird jede vertretene Aktie für Eine Stimme gezaͤhlt; 


der desfallſige Beſchluß bedarf der landesherrlichen Genehmigung. — Außerdem 


tritt die Aufloͤſung der Geſellſchaft in den, in den HH. 25., 28. und 29. des 
Geſetzes vom 9. November 1843. beſtimmten Faͤllen ein und wird nach Maaß⸗ 


gabe der in jenen Paragraphen getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen bewirkt, 


H. 41. 


Die Generalverſammlung beſtimmt den Modus der Liquidation und die 
Anzahl der Liquidatoren; ſie ernennt letztere und beſtimmt ihre Befugniſſe. 


Tit. VIII. 


Schlichtung von Streitigkeiten und Abaͤnderungen der Statuten. 


5. 42. 


Alle Streitigkeiten, welche zwiſchen Aktionairen, gegenuͤber dem Gefell- 
ſchaftsverbande oder reſp. dem Verwaltungsrathe, in Bezug auf die Geſellſchaft 
oder deren Auflöfung entſtehen möchten, ſollen nicht auf dem gewoͤhnlichen 
Rechtswege, ſondern durch Schiedsrichter entſchieden werden. 7 

Die Schiedsrichter muͤſſen Kaufleute oder Fabrikanten fein, die in Stettin 
wohnhaft ſind, und duͤrfen zu keinem der ſtreitenden Theile in einem Verhaͤltniſſe 
ſtehen, welches ſie geſetzlich hinderte, mit voller Kraft fuͤr und wider beide 
Theile Zeugniß abzulegen. f i 
ö Jeder Theil ernennt einen Schiedsrichter, und beide Schiedsrichter waͤhlen, 

allenfalls durch das Loos, einen Obmann. Dieſes Schiedsgericht iſt berechtigt 
und verpflichtet, ſich zu Stettin zu konſtituiren und daſelbſt zu verfahren, und 
die Parteien muͤſſen gleichfalls in dieſer Stadt beim Schiedsgericht erſcheinen, 
oder ſich durch einen Bevollmaͤchtigten vertreten laſſen, welcher ſich zu Stettin 
befindet, und letzteren dem Schiedsgericht ſchriftlich anzeigen. 

Nach der erſten Ladung, welche im Domizil der Partei erfolgt, werden 
alle folgenden Erlaſſe des Schiedsgerichts dem von der Partei ernannten Be⸗ 


vollmaͤchtigten, und in Ermangelung eines ſolchen, durch Aushang im kaufmaͤn⸗ 


niſchen Boͤrſenlokale zu Stettin rechtsguͤltig inſinnirt. 


Wenn eine Partei den von ihr gewaͤhlten Schiedsrichter der anderen 
ſchriftlich anzeigt, iſt letztere verpflichtet, binnen dreißig Tagen nach Empfang 
dieſer Anzeige ihren Schiedsrichter zu waͤhlen und der erſten Partei ſchriftlich 


anzu⸗ 
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anzuzeigen. Geſchieht dies nicht, oder wählt eine Partei einen Schiedsrichter, 
der nicht die vorgedachten Eigenſchaften hat, ſo ernennt die andere Partei auch 
den zweiten Schiedsrichter allein und in voller Kraft. Gegen die Entſcheidung 
dieſes Schiedsgerichts, welches auch interimiſtiſche Feſtſetzungen treffen kann, 
findet kein Rechtsmittel und nur die Nichtigkeitsklage nach Maaßgabe des §. 172. 

Titel 2. Theil I. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung ſtatt. 
Dieſe Beſtimmung vertritt die Stelle eines foͤrmlichen Kompromißvertrages. 


H. 43. 


Abaͤnderungen des Statuts koͤnnen in einer Generalverſammlung mit 
eeiner Mehrheit von drei Vierteln der durch die Anweſenden vertretenen Aktien⸗ 
zahl, wobei, wie im H. 40. beſtimmt, jede Aktie für Eine Stimme gerechnet 
wird, beſchloſſen werden, wenn ihr allgemeiner Inhalt bei der Einberufung an⸗ 
gedeutet war. Zu letzterer iſt der Verwaltungsrath berechtigt, auf Verlangen 
von zehn Aktionairen, welche mindeſtens Eintauſend Aktien beſitzen, aber verpflichtet. 

Alle Abaͤnderungen des Statuts beduͤrfen der landesherrlichen Ge— 


nehmigung. 

Titel IX. 

| Verhaͤltniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 
! 

H. 44. 


Die Königliche Regierung iſt befugt, einen Kommiſſar zur Wahrnehmung 
des Aufſichtsrechts für beſtaͤndig oder für einzelne Falle zu beſtellen. Dieſer 
Kommiſſar kann nicht nur den Verwaltungsrath und die Generalverſammlung 
oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft gültig zuſammenberufen und ihren Be⸗ 
rathungen 11 9 1 ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, Rechnungen, 
Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſellſchaft, 
ihren Kaſſen und Anſtalten, Einſicht nehmen. 


$. 45. 


ö Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Fabrif- 
geſchaͤfte und anderen gewerblichen Unternehmungen fuͤr die kirchlichen und Schul— 
Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, auch zu den Koſten der 
Polizei⸗ und Gemeindeverwaltung in angemeſſenem Verhaͤltniſſe beizufteuern und 
kann, ſofern dieſelbe ſich dieſer Verpflichtung entziehen ſollte, angehalten werden, 
fuͤr die gedachten Zwecke, ſowie noͤthigenfalls zur Gruͤndung und Unterhaltung 
neuer Kirchen- und Schulſyſteme, diejenigen Beiträge zu leiſten, welche von der 
Staatsregierung nach ſchließlicher Beſtimmung der betreffenden Reſſortminiſter 
und des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten für noth- 
wendig erachtet werden. N 
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* Beilage Littr. A. 


Auszu⸗ 

ſchnei⸗ 200 Thaler. 

dender 0 ; : 

Talon. Stettiner Maschinenbau- Actien - Gesellschaft 


Vulean. 


Gegründet durch 
Beſtaͤtigt durch Allerhoͤchſte Urkunde vom 


Aktie 


uͤber 


Zweihundert Thaler Preuſtiſch Kurant. 


Der Inhaber iſt an der Stettiner Maſchinenbau⸗ 
Aktien-Geſellſchaft Vulcan für den Betrag von 
Zweihundert Thalern 


betheiligt und hat alle e Rechte und 
Pflichten. 


23062 007 


ividendenſcheine pro 
186. einſchließlich 
nebſt Talon 0 


Ausgefertigt Stettin, den . ten.. 185. 


Der Derwaltungsrath. 


Trockener (Eigenhaͤndige Unterſchrift 
Stempel. zweier Mitglieder.) 


Stettiner Maschinenbau- Actien - Gesellschaft Vulcan. 
200 Thaler 


Dieſer Talon wird 

gebunden und be⸗ 

ruht im Archib der 0 Eingetragen sub Fol des Regiſters. 
Geſellſchaft. (Eigenhändige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


200 Thaler. 


Stettiner Maſchinenbau⸗ Aktien- Geſellſchaft pulcan. 


An weiſung zu der Aktie v——= 


(Trockener Stempel.) 
(Eigenhaͤndige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


Eingetragen in das Kuponregiſter Fol. ... 


Stettiner Mlaſchinenbau - Aktien- Geſellſchaft Dulcan. 


Dividendenſchein 
(Trockener Stempel.) 


zu der Aktie AR... 
N 1 1 am 1. Juli 185. gegen dieſen Schein an der Geſellſchaftskaſſe zu Stettin oder an 
den bekannt zu machenden Stellen die ſtatutenmäßig ermittelte Dividende für das Geſchäftsjahr 185. 


Stettin, den „ten 
N Der Derwaltungstath. 
(Unterſchrift zweier Mitglieder per Facsimile.) 


Eingetragen Fol.... 
(Eigenhändige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


Jahrgang 1857. (Ne. 4648. 31 


Sn ea 


(Rückſeite.) 


Inhaber empfaͤngt FFF gegen dieſe Anweiſung die zweite Serie der 
Dividendenſcheine zu der umſtehend i Aktie. 
Stettin den in 


Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift zweier Mitglieder per Facsimile.) 


Zahlbar am 18. 
für das Geſchäftsjahr 18. 


FR §. 39. Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 5 Jahren bon dem 1. Juli 
. desjenigen Jahres ab gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar geſtellt find, 


(Nr. 4640 


a En 


(Nr. 4649.) Allerhöchſter Erlaß vom 9. März 1857., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Magdeburg über Diesdorf bis zur Grenze der Diesdorfer 
Feldmark in der Richtung auf Niederdodeleben. 


as Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Magdeburg über Diesdorf bis zur Grenze der Dies dorfer Feld⸗ 


mark in der Richtung auf Niederdodeleben genehmigt habe, beſtimme Ich hier⸗ 


durch, daß das Expropriationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grund⸗ 
ſtucke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeehau⸗ und Unterhal⸗ 
tungs- Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will 
Ich den Unternehmern gegen lüebernahme der kuͤnftigen chauffeemäßigen Un⸗ 
terhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29, Februar 
1840, angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf 
die gedachte Straße zur Anwendung kommen. f 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 9. Maͤrz 1857. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh— 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4650.) Geſetz, betreffend die Präkluſton von Ansprüchen auf Regulirung der gutsherr⸗ 
f lichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe Behufs der Eigenthums- Verleihung 
Vom 16. Maͤrz 1857. f i 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ie. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Anſpruͤche auf Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe an Stellen Behufs der Eigenthumsverleihung nach Maaßgabe des dritten 
(Nr. 46494651. 31* Ab⸗ 


Abſchnittes des Geſetzes vom 2. März 1850. 
wegen der Entziehung ſolcher Stellen muͤſſen, 


den §. 78. a. a. O. 
gegenwaͤrtigen Geſetz 


Auseinanderſetzungsbehoͤrde des Bezirks, in welchem die Stelle liegt, anhaͤngig | 


. 


„oder Entſchaͤdigungsanſpruͤche 9 
ſofern ſie nicht bereits durch 


ausgeſchloſſen ſind, in dem Zeitraume vom Erlaſſe des 


es ab bis ſpaͤteſtens am 


31. Dezember 1858. bei der 


ſein oder angemeldet werden, widrigenfalls ſolche Anſpruͤche praͤkludirt ſein ſollen. 


Urkundlich unter Un 


tem Königlichen Inst 


egel. 


ſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigebruck⸗ 


Gegeben Charlottenburg, den 16. Maͤrz 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
8 v. Mant euffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſch 


wing h. v. Mafſow. 


Gr. v. Walderſee. 


v. Manteuffel II. 


z 


(Nr. 4651.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen des 
| Soldiner Entwaͤſſerungs-Verbandes 
Vom 16. Maͤrz 1857. 


Wir Friedrich 


Nachdem von dem Soldiner Entwa 
den, die zur Ausführung feiner Melioratione 


im Betrage von 80,000 Thalern, 


Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ic. ö 


n erfo 


einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den 


zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, Seitens der Glaͤubiger 
unkuͤndbare Obligationen im Betrage von 


duͤrfen, 
da ſich hiergegen wede 


r im 


ſſerungs-Verbande befchloffen wor⸗ 


rderlichen Geldmittel im Wege 
Antrag des Vorſtandes: 


80,000 Thalern ausſtellen zu 


Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas 


zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 


1833. zur Ausſtellung von 


Obligationen zum Betrage von 80,000 Thalern, 


achtzig tauſend Thalern, welche in Apoints à 100 Thaler nach dem anlie⸗ 
Kan Schema auszufertigen, mit Huͤlfe der Meliorationskaſſen⸗Beitraͤge des 


Soldiner Entwäſſerungs⸗Verba 


nach der durch das 


lichen Wirkung ertheilen, 


hervorgehenden Rechte, 
duͤrfen, geltend zu ma 


ndes mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und 


{ bos zu beſtimmenden Folgeordnung vom 1. Juli 1860. 
ab mit wenigſtens jährlich drei Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, durch 
gegenwaͤrtiges Prioilegium Unſere landesherrliche 


ohne die Uebertragung de 
chen befugt iſt. 


Genehmigung mit der recht⸗ 


daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus 


8, Eigenthums nachweiſen zu 
ö , 


Dan 
BR, 
2 


1 


1 
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Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 16. Maͤrz 1857. 
(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. v. Manteuffel II. 


Provinz Brandenburg. Regierungsbezirk Frankfurt. 


Obligation 


des Soldiner Entwäſſerungs-Verbandes 
3 
über Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Sr Soldiner Entwaͤſſerungs-Verband verfehuldet dem Inhaber dieſer Sei: 
tens des Glaͤubigers unkündbaren Verſchreibung die Summe von Einhundert 
Thalern, deren Empfang der unterzeichnete Vorſtand beſcheinigt. Dieſe Schuld- 
ſumme bildet einen Theil des zur Ausfuͤhrung von verſchiedenen Entwaͤſſerungs⸗ 
Anlagen in Gemaͤßheit des Allerhöchften Privilegiums vom tn.. 5755 
(Geſetz-Sammlung vom Jahre .. 83 J aufgenommenen Geſammt⸗ 
Darlehns von 80,000 Thalern. Die Ruͤckzahlung der Schuld geſchieht vom 
1. Juli 1860. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe mit wenigſtens drei 
Prozent jahrlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchrei⸗ 
bungen gebildeten Tilgungsfonds. N 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1859, ab im Mo⸗ 
nate Dezember jeden Jahres, zuerſt im Dezember 1859., und die Auszahlung 
des Kapitals und der Zinſen erfolgt dann in dem Zinstermine am 1. Juli des 
folgenden Jahres. Der Verband behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, nach Ab⸗ 
lauf von zwei Jahren den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu ver⸗ 
ftärfen, ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. 
Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter 
Bezeichnung ihrer Nummern und ihres Betrages, ſowie des Termins, an e 


- 


(Nr. 4651.) uͤck⸗ 
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Ruͤckzahlung erfolgen foll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung 
erfolgt ſechs, drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem 
Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Frankfurt, in den Kreisblaͤttern zu 
Soldin, Koͤnigsberg i. d. N. und Pyritz, ſowie in der Berliner Voſſiſchen 
Zeitung und dem Preußiſchen Staats⸗Anzeiger. Sollte eines oder das andere 
der bezeichneten Blaͤtter eingehen, ſo beſtimmt der Oberpraͤſident der Provinz 
Brandenburg, in welchem anderen Blatte ſtatt des eingegangenen die Ber 
kanntmachung erfolgen ſoll. 1 x 


Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, in der erſten Woche des Januar und Juli, 
von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit je⸗ 
17 nem verzinſet. i 


Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Verbands⸗Kaſſe zu Soldin, in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeits⸗ 
termins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei— 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Verbandes. 


f Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ b 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Soldin. 


. Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden; doch ſoll 
. demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen Ver⸗ 
jaͤhrungsfriſt bei dem Vorſtande des Verbandes anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind .... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
| zum Schluſſe des Jahres 1865. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
12 | Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Verbands⸗ 
Kaffe in Soldin gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. N N 
Zur 
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Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 


Verband mit feinem Grundvermögen, ſowie mit den Beiträgen, welche auf 
Grund der §§. 8— 10. des Allerhöchſt vollzogenen Statuts vom 13. Oktober 


* 


1856. (Geſetz⸗ Sammlung vom Jahre 1856, S. 945.) von den Verbands⸗ 


Genoſſen erhoben werden. ge 
0 le zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 
Soldin, den 18. 


Der Vorſtand des Soldiner Entwäſſerungs⸗Verbandes. 
(Unterſchrift dreier Mitglieder.) 
Sn im Regiſter 


provinz Brandenburg. Regierungsbezirk Frankfurt. 


Zins Ku p o n 


zur 
Obligation des Soldiner Eutwäſſerungs-Verbandes 
5 über ».... Thaler Silbergroſchen. 


zu Soldin. . 
Soldin, den . en 18. 


Der Vorſtand des Soldiner Entwäſſerungs⸗Verbandes. 
N (Fakſimile der Unterſchrift dreier Mitglieder.) 
Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn Eingetragen im Regiſter 
deſſen G nicht l aer Sahten; 1 5 RR 5 
vom Tage der Faͤlligkeit ab, erhoben wird. 


(Nr. 4652.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Maͤrz 1857., betreffend die Verlaͤngerung der 
Friſt für die Zulaſſung normalwidrig gebauter Fahrzeuge zur Befahrung 
der Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder und Spree. 


Au Ihren Bericht vom 12. Maͤrz d. J. genehmige Ich, daß die durch 
Meinen Erlaß vom 4. April 1853. (Geſ. Samml. S. 158.) bewilligte Friſt 
fuͤr die Zulaſſung der daſelbſt unter 2. naher bezeichneten, vor Erlaß Meiner 

(Nr. 4651—4653.) ge⸗ 


werde. Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenninig 


3 
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gedachten Order normalwidrig gebauten Fahrzeuge zur Befahrung der Waffer- 
ſtraßen zwiſchen der Oder und Spree bis zum 1. Januar 1860. verlaͤngert 


zu bringen. 
Charlottenburg, den 23. März 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 4653.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Maͤrz 1857., betreffend die Abhaltung der ordent⸗ 
lichen Verſammlung der Meiſtbetheiligten der Preußiſchen Bank und die 
Termine zur Auszahlung der Dividende. 


A. Ihren Bericht vom 20. März d. J. genehmige Ich hierdurch, daß 
fortan: / 


1) die ordentliche Verſammlung der Meiſtbetheiligten der Preußiſchen Bank 
jaͤhrlich im Maͤrz ſtattfinde, 

2) den Bankantheil⸗Eignern auf die Jahres⸗Dividende zwei und ein Viertel 
Prozent am 2. Juli des laufenden Jahres und zwei und ein Viertel 
Prozent am 2. Januar des folgenden Jahres, der Reſtbetrag aber, nach 
definitiver Feſtſetzung der Dividende fuͤr das abgelaufene Rechnungsjahr, 
im Maͤrz oder April gezahlt werde. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 30. März 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
Chef der Preußiſchen Bank. i 


Redigirt im Büreau des Staats- Minifteritims. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 
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